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Unmittelbar nach seinem Amtsantritt im März 2011 kündigte 
der neue Verteidigungsminister Thomas de Maiziere an, er müsse 
sich bezüglich der anstehenden Bundeswehrreform zunächst 
einmal über den Sachstand informieren, was einige Zeit dauern 
werde. Zweieinhalb Monate später verkündete er am 18. Mai 
seine „Eckpunkte für die Neuausrichtung der Bundeswehr“, die 
unter seinem Vorgänger Karl-Theodor zu Guttenberg auf den 
Weg gebracht worden waren. 

Offizieller Anlass für den Umbau sind die Bundeswehr-Spar-
vorgaben von 8,3 Mrd. Euro bis zum Jahr 2015. Um diese zu 
erfüllen, hatte es zwischenzeitlich den Anschein, als erwäge 
de Maiziere eine Reduzierung der Bundeswehr, die weit über 
Guttenbergs ursprüngliche Pläne hinausgegangen wäre. Als 
Reaktion hierauf warnten jedoch interessierte Kreise überdeut-
lich, dies würde Deutschlands Fähigkeiten zur Kriegsführung 
erheblich beeinträchtigen. Nachdem die militärische Interes-
sensdurchsetzung aber im Zentrum der ebenfalls am 18. Mai 
2011 erlassenen neuen Verteidigungspolitischen Richtlinien 
(VPR) steht, verwundert es nicht, dass de Maiziere nun von den 
radikalen Kürzungsvorhaben Abstand nahm – ebenso wie von 
den Sparvorgaben, die offenbar über Buchungstricks entsorgt 
werden sollen. Im schlimmsten Fall könnte am Ende sogar eine 
erhebliche Erhöhung des Rüstungsetats stehen.

Offizielle und inoffizielle Umbauziele 

Die Bundesregierung verkündete im Juni 2010, bis 2014 ins-
gesamt 81,6 Milliarden Euro einsparen zu wollen. Der Vertei-
digungsetat sollte dazu 8,3 Mrd. Euro beitragen, wobei schnell 
eine „Fristverlängerung“ bis 2015 genehmigt wurde. Vereinfacht 
gesagt, müsste der Rüstungshaushalt demzufolge beginnend ab 
2012 im Jahresdurchschnitt um etwa 2,1 Mrd. Euro gesenkt 
werden. So begrüßenswert jegliche Verringerung in diesem 
Bereich auch ist, ambitioniert oder drastisch waren diese Vor-
gaben in keiner Weise. Ihre Umsetzung hätte nicht einmal die 
mehr als üppigen Aufwüchse der vergangenen Jahre rückgängig 
gemacht: Noch 2006 betrug der – offizielle – Rüstungsetat 27,8 
Mrd. Euro, für 2011 sind 31,548 Mrd. eingestellt. 

Der Hauptteil der Einsparungen sollte über einen Personalab-
bau erzielt werden, wofür eine Planungsgruppe unter Leitung 
des Bundeswehr-Generalinspekteurs Volker Wieker Vorschläge 
erarbeiten sollte, die am 31. August 2010 veröffentlicht wurden.1 
Der „Bericht des Generalinspekteurs der Bundeswehr zum Prüf-
auftrag aus der Kabinettsklausur vom 7. Juni 2010“ schlägt 
verschiedene Modelle vor, die eine Reduzierung des Gesamt-
umfangs von derzeit 252.000 Soldaten auf eine Zahl zwischen 
205.000 und 150.000 vorsahen. Die im Bericht präferierte Ziel-
größe waren 163.500 Soldaten, von politischer Seite, insbeson-
dere aus den Reihen der CDU, wurde aber darauf hin schnell 
Druck für einen Umfang von mindestens 185.000 gemacht. 

Dies war in etwa der Sachstand, als de Maiziere im März 2011 
die Geschäfte im Bendlerblock übernahm. Schon bevor sein 
Vorgänger zu Guttenberg von der Bühne abtreten musste, war 
klar, dass die Sparvorgaben nur bei umfassendsten Personal-

kürzungen erreicht werden würden. 
Aus diesem Grund erwog de Mai-
ziere Berichten zufolge zwischenzeit-
lich wohl eine Personalreduzierung, 
die mit 145.000 weit über die zuvor 
angedachten Zielgrößen hinausge-
gangen wäre.2 Ein solcher Truppen-
umfang würde aber mit dem zweiten 
– offensichtlich prioritären – Ziel 

der Bundeswehrreform kollidieren, nämlich die Anzahl der für 
Kriegseinsätze im Ausland gleichzeitig verwendbaren Solda-
ten von bislang 7.000 auf künftig 14.000 zu verdoppeln.3 Vor 
diesem Hintergrund tauchte ein „Geheim“-Papier des Verteidi-
gungsministeriums auf, das für erheblichen Wind sorgte, da es 
dieses Ziel in Frage stellte.

Brandbrief aus dem BMVg

Am 20. April 2011 veröffentlichte die Bildzeitung Auszüge 
aus einem „geheimen“ Bericht des Verteidigungsministeriums, 
der sich mit den Auswirkungen der Sparvorgaben beschäftigte 
und der de Maizieres weitere Überlegungen maßgeblich beein-
flusst haben dürfte. Ungeachtet aller politischen Forderungen, 
die Gesamtgröße der Bundeswehr dürfe 185.000 nicht unter-
schreiten, kommt das Papier, das wohl keineswegs zufällig das 
Licht der Öffentlichkeit erblickte, zu dem Ergebnis, unter der 
Sparvorgabe sei maximal Geld für 158.000 Soldaten vorhanden.

Nach diesem Befund wird auf die Folgen verwiesen. Hiermit 
ginge etwa die „Bündnis- und Einsatzfähigkeit absehbar ver-
loren.“ Die Kürzungen würden die Bundeswehr fundamental 
gefährden, so das BMVg-Papier: „Die ins Auge gefassten Ein-
schnitte werden die Fähigkeiten Deutschlands, mit militärischen 
Mitteln zur nationalen und internationalen Sicherheitsvorsorge 
beizutragen, erheblich einschränken. Der deutsche Militärbei-
trag wird weder der Rolle Deutschlands im Bündnis entsprechen 
noch den nationalen Sicherheitsinteressen genügen. Diese Ein-
schränkungen werden auf mittlere Sicht nicht reversibel sein.“ 
Im Ergebnis, und hier setzten die Militärs der Politik buchstäb-
lich die Pistole auf die Brust, könne unter diesen Umständen 
die Kernaufgabe der Bundeswehr, an mehreren Orten Krieg für 
deutsche Interessen führen zu können, nicht mehr gewährleistet 
werden: „Bei den vorgesehenen Eingriffen ins Fähigkeitsprofil 
(...) wird die Unterstützung nur noch in einem Einsatzgebiet 
durchhaltefähig möglich sein.“4 

Wohlgemerkt, diese Bemerkungen bezogen sich auf eine 
Gesamtgröße von 158.000 Soldaten, nicht etwa auf die nahezu 
parallel von de Maiziere angestellten Überlegungen sogar auf 
145.000 zu reduzieren. Daraufhin wurde allenthalben Kritik 
geäußert, die Bundeswehr werde „kaputtgespart“, es drohe eine 
„Sicherheitspolitik nach Kassenlage“. Somit wurde die Poli-
tik, und ganz speziell de Maiziere, vor eine klare Wahl gestellt: 
Sparen oder Krieg führen! 

Deutsche Interessen: Verteidigungspolitische 
Richtlinien

Am selben Tag, an dem de Maiziere seine Pläne für die Neu-
ausrichtung der Bundeswehr bekannt gab, erließ er auch neue 
Verteidigungspolitische Richtlinien.5 Dabei handelt es sich um 
die verbindliche konzeptionelle Grundlage für die deutsche 
Verteidigungspolitik, die somit auch Ziel und Stoßrichtung der 
Neuausrichtung der Bundeswehr vorgeben.

Unter dem Titel „Nationale Interessen wahren – Internationale 

Krieg trotz Kassenlage
De Maizieres „Eckpunkte für die 
Neuausrichtung der Bundeswehr“

von Jürgen Wagner
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Verantwortung übernehmen – Sicherheit gemeinsam gestalten“ 
benennen die VPR eine Vielzahl von Interessen, deren Durch-
setzung Aufgabe der Bundeswehr sein müsse. Die „Abwehr von 
Gefährdungen unserer Sicherheit“ sei die vorderste Aufgabe der 
Bundeswehr, wobei man sich augenscheinlich von nahezu allem 
und jedem bedroht fühlt: „Risiken und Bedrohungen entstehen 
heute vor allem aus zerfallenden und zerfallenen Staaten, aus 
dem Wirken des internationalen Terrorismus, terroristischen 
und diktatorischen Regimen, Umbrüchen bei deren Zerfall, 
kriminellen Netzwerken, aus Klima- und Umweltkatastrophen, 
Migrationsentwicklungen, aus der Verknappung oder den Eng-
pässen bei der Versorgung mit natürlichen Ressourcen und 
Rohstoffen, durch Seuchen und Epidemien ebenso wie durch 
mögliche Gefährdungen kritischer Infrastrukturen wie der 
Informationstechnik.“ (S. 1f.)

Noch ein wenig prominenter als im Weißbuch der Bundeswehr 
von 2006 betonten die VPR die Bedeutung der Rohstoffabsi-
cherung: „Freie Handelswege und eine gesicherte Rohstoffver-
sorgung sind für die Zukunft Deutschlands und Europas von 
vitaler Bedeutung. Die Erschließung, Sicherung von und der 
Zugang zu Bodenschätzen, Vertriebswegen und Märkten werden 
weltweit neu geordnet. Verknappungen von Energieträgern und 
anderer für Hochtechnologie benötigter Rohstoffe bleiben nicht 
ohne Auswirkungen auf die Staatenwelt. Zugangsbeschränkun-
gen können konfliktauslösend wirken. Störungen der Transport-
wege und der Rohstoff- und Warenströme, z.B. durch Piraterie 
und Sabotage des Luftverkehrs, stellen eine Gefährdung für 
Sicherheit und Wohlstand dar. Deshalb werden Transport- und 
Energiesicherheit und damit verbundene Fragen künftig auch 
für unsere Sicherheit eine wachsende Rolle spielen.“ (S. 4f.)

 Deutschland solle sich darüber hinaus laut VPR allein schon 
deshalb an Kriegen beteiligen, um hierdurch Ansprüche auf 
eine „mitgestaltende“ Rolle erheben zu können: „Durch die 
Befähigung zum Einsatz von Streitkräften im gesamten Inten-
sitätsspektrum ist Deutschland in der Lage, einen seiner Größe 
entsprechenden, politisch und militärisch angemessenen Beitrag 
zu leisten und dadurch seinen Einfluss, insbesondere seine Mit-
sprache bei Planungen und Entscheidungen sicherzustellen. Nur 
wer Fähigkeiten für eine gemeinsame Aufgabenwahrnehmung 

anbietet, kann im Bündnis mitgestalten.“ (S. 10) Nachdem de 
Maiziere jahrelang Bundesinnenminister war, verwundert es 
zudem nicht, dass die VPR angeben, zum Auftrag der Bundes-
wehr gehörten auch „Beiträge zum Heimatschutz, d.h. Vertei-
digungsaufgaben auf deutschem Hoheitsgebiet sowie Amtshilfe 
in Fällen von Naturkatastrophen und schweren Unglücksfällen, 
zum Schutz kritischer Infrastruktur und bei innerem Notstand.“ 
(S. 11)

Angesichts der Aufgabenfülle müsse schließlich aber ein „‘prio-
risiertes Fähigkeitsprofil Bundeswehr‘ entwickelt“ werden, was 
bedeute, dass die Landesverteidigung eine nachrangige Aufgabe 
werde, denn die Bundeswehr müsse sich auf die „wahrschein-
licheren Aufgaben der internationalen Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung“ konzentrieren, sie „bestimmen die Grund-
züge der neuen Struktur der Bundeswehr.“ (S. 16) Vor dem 
Hintergrund dieser ambitionierten Agenda verwundert es nicht, 
dass von Etatkürzungen in den VPR keine Rede ist. Stattdessen 
wird betont: „Die Bundeswehr muss die notwendigen finan-
ziellen Mittel erhalten, um einsatzbereite und bündnisfähige 
Streitkräfte zu erhalten, die dem Stellenwert Deutschlands ent-
sprechen.“ (S. 10)

Sparvorgabe Makulatur: De Maizieres Umbaupläne

Auch künftig sollen jährlich 5,1 Milliarden Euro für neue 
Rüstungsgüter ausgegeben werden, zur Freude von EADS und 
Co. werden hier also keine Einsparungen vorgenommen. Statt-
dessen sollen Kostensenkungen „im Wesentlichen über den zivi-
len und militärischen Personalhaushalt“ erbracht werden, so de 
Maizière.6 Allerdings plant der Verteidigungsminister hierfür 
eine Truppenreduzierung, die am oberen Rand der diskutierten 
Möglichkeiten liegt. Laut den „Eckpunkten für die Neuausrich-
tung der Bundeswehr“ vom 18. Mai 2011 wird „der zukünf-
tige Bundeswehrumfang aus bis zu 185.000 Soldatinnen und 
Soldaten und 55.000 zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
bestehen.“7 Lediglich was die Zahl der gleichzeitig im Ausland 
künftig einsetzbaren Soldaten anbelangt, ist man etwas zurück-
gerudert: „Es werden rund 10.000 Soldatinnen und Soldaten 
zeitgleich durchhaltefähig für Einsätze verfügbar sein.“ Aller-

Verteidigungsminister Thomas de Maizière bei der Pressekonferenz zu seinen Eckpunkten für die Neuausrichtung 
der Bundeswehr am 18. Mai 2011, Foto: Bundeswehr/Bienert, CC über Flickr
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bisherigen Kapazitäten um nahezu 50%, wobei es sich hier um 
die bei weitem kostenintensivsten Truppenteile handelt. 
Bedenkt man nun, dass allein schon durch die Aussetzung 
der Wehrpflicht, die de Maiziere wie erwartet beibehalten 
will, 30.000 Soldaten wegfallen, sind die Reduzierungspläne 
alles andere als ambitioniert. Mehr noch: sie sind absolut 
unvereinbar mit den Sparvorgaben von 8,3 Mrd. Euro, da 
das oben zitierte interne BMVg-Papier angibt, hierfür müsste 
der Truppenumfang auf 158.000 Soldaten reduziert werden. 
Dies ist selbstverständlich auch allen Verantwortlichen wohl 
bewusst, augenscheinlich haben sich de Maiziere und Wolf-
gang Schäuble bereits auf einen Buchungstrick verständigt, mit 
dem die Sparvorgabe eingehalten werden könnte, ohne den 
Rüstungshaushalt effektiv senken zu müssen: „Zum Sparen 
nur so viel: […] Alles weitere werde bei den Haushaltsbera-
tungen im Juli zu erfahren sein, er [de Maiziere] habe sich mit 
Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) bereits verständigt. 
Eine denkbare Vereinbarung der beiden könnte - so wird im 
politischen Berlin spekuliert - die Auslagerung der Pensionsko-
sten aus dem Wehretat sein. De Maizière ließ sich dazu nicht 
ein, bemerkte nur, diese Vermutung gehe ‚schon eher in die 
richtige Richtung‘.“8

Diese schwammigen Aussagen lassen allerdings einige entschei-
dende Fragen offen. Ist hier „nur“ die Auslagerung der Pensions-
ausgaben für im Zuge der Personalreduzierung aus dem Amt 
scheidende Soldaten gedacht? Allein dies würde einer Modell-
rechnung zufolge grob überschlagene 1,5 Mrd. jährlich ausma-
chen – das  Einsparziel von etwa 2,1 Mrd. wäre damit schon 
annähernd in Sichtweite!9 Denkbar und bislang nicht ausge-
schlossen wäre im schlimmsten Fall, dass sämtliche Versorgungs-

ansprüche dem Bundeshaushalt aufgebürdet werden könnten. 
Damit wäre der Rüstungsetat um einen riesigen Posten entla-
stet. Im derzeitigen Haushaltsansatz 2011 sind hierfür 14,7% 
bzw. 4,63 Mrd. Euro eingestellt.10 So könnte im Ergebnis ein 
solcher Buchungstrick im schlimmsten Fall zu einer Erhöhung 
der Rüstungsausgaben um ca. 2,5 Mrd. Euro jährlich führen. 
Sparen auf Militärisch!
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Am 1. Juni 2011 wurde der NATO-
Militäreinsatz gegen Libyen um minde-
stens weitere drei Monate verlängert und 
gleichzeitig angekündigt, die Bombardie-
rungen abermals intensivieren zu wollen. 
Hierdurch will das Bündnis das – mehr 
oder minder offen formulierte – Ziel der 
„Operation Unified Protector“, den Sturz 
Muammar al-Gaddafis, zu erreichen. 
Doch es ist offensichtlich, dass Gaddafis 
Truppen trotz der geplanten Intensivie-
rung der Bombardierungen allein aus der 
Luft nur schwer zu besiegen sein dürften. 
Aus diesem Grund sucht man andere 
Wege, um weiter an der Eskalationsspi-
rale zu drehen: „Luftangriffe, Militärbe-
rater, Waffenhilfe - und manche sprechen 
schon von Bodentruppen: Der Westen 
legt nach im Kampf gegen Gaddafi“, 
schrieb Spiegel Online (21.04.2011). 
Auch in Deutschland häufen sich dabei 
die Forderungen nach einer Bodenin-
vasion. Der „Westen muss über Boden-
truppen in Libyen nachdenken“, titelte 
etwa das Handelsblatt (26.04.2011).

Auch wenn die Entsendung britischer 
und französischer Kampfhubschrauber 
Ende Mai teils bereits als Vorbereitung 
eines großangelegten Bodeneinsatzes 

gewertet wurde, scheint man davor aber 
– noch – zurückzuschrecken. Aus diesem 
Grund scheinen gegenwärtig Waffen-
lieferungen und die Entsendung von 
Militärberatern für die libyschen Auf-
ständischen die präferierten Optionen 
zu sein. Zuerst gaben die Briten bekannt, 
bis zu 20 Militärberater entsenden zu 
wollen, kurze Zeit später zogen Frank-
reich und dann Italien nach. Italien wolle 
zehn Militärs nach Libyen schicken, wäh-
rend Paris diesbezüglich keine genauen 
Angaben machen wollte. Aus gut unter-
richteten Kreisen heißt es jedoch, Paris 
wolle zunächst ebenfalls zehn Berater 
entsenden.

Selbstredend habe der Einsatz laut 
dem Außenminister William Hague 
nichts mit der „Ausbildung von Kampf-
verbänden oder ihrer Bewaffnung oder 
Ausrüstung“ zu tun. Man beabsichtige 
lediglich, den Rebellen zu helfen, „sich 
zu organisieren, um das Leben von 
Zivilisten zu schützen.“ Weiter hatte er 
gesagt: „Es wird keine Soldaten vor Ort 
geben, keine Kampfverbände; dies sind 
keine Leute, die auf dem Schlachtfeld 
kämpfen. Diese Leute sind reine Orga-
nisations-Berater.” (World Socialist Web 

Site, 23.04.2011). Völlig anders – und 
wohl auch realitätsnäher – beschrieb der 
italienische Verteidigungsminister Igna-
zio La Russa die Aufgaben der Berater-
Mission: „Es ist offensichtlich, dass die 
Rebellen ausgebildet werden müssen“, 
sagte er (ebd.).

Offensichtlich wollen die kriegführen-
den Staaten nicht selbst die Drecksar-
beit übernehmen, sondern ziehen es vor, 
diese den Rebellen zu überlassen – ohne 
es dabei jedoch zu versäumen sicherzu-
stellen, dass die Post-Gaddafi-Ordnung 
im eigenen Sinne gestaltet werden wird. 
Waffenlieferungen und Ausbildungshilfe 
für „genehme“ und „aufgeschlossene“ 
Teile der Rebellen bieten sich hierfür 
geradezu an. Ungewöhnlich deutlich 
kritisierte der russische Premierminister 
Wladimir Putin die Motive der kriegfüh-
renden Staaten mit folgenden Worten: 
„Übrigens lagern in Libyen die größten 
Ölreserven Afrikas. Den Gasvorräten 
nach nimmt Libyen den vierten Platz 
auf dem Kontinent ein. Da stellt sich die 
Frage, ob das nicht der Hauptgrund für 
das Interesse jener ist, die jetzt dort tätig 
sind.“ (RIA Novosti, 26.04.2011)

Jürgen Wagner

Libyen: Aufmarsch der Militärberater


